
Britische Bankregulierung setzt auf moderaten Mittelweg
In Grossbritannien rät
die Unabhängige Banken-
kommission zu verschärften
Kapitalvorschriften für das
Geschäft mit Kleinkunden.

Von Robert Mayer
Die britischen Grossbanken sollen ihr
Geschäft mit kleinen Privat- und Firmen-
kunden (Retail Banking) in einer separa-
ten Einheit unter dem Konzerndach zu-
sammenfassen. Diese neue Einheit soll
ein hartes Kernkapital von 10 Prozent
der risikogewichteten Aktiven auswei-
sen. Dies ist die zentrale Empfehlung
der von der britischen Regierung einge-
setzten Unabhängigen Bankenkommis-
sion, die gestern ihren mit Spannung er-
warteten Zwischenbericht vorgelegt hat.
Die fünfköpfige Kommission unter Vor-
sitz von John Vickers, dem früheren
Chefökonomen der Bank of England,
war letzten Sommer beauftragt worden,
Vorschläge zu erarbeiten, um den briti-
schen Bankensektor widerstandsfähiger
gegen künftige Finanzkrisen zu machen
und den Wettbewerb im britischen
Kleinkundengeschäft zu verstärken.

Würde die Reorganisation und Kapi-
talaufstockung des Retail Banking ent-
sprechend den Kommissionsideen um-
gesetzt, beliefen sich die Finanzierungs-
kosten für britische Grossbanken wie
HSBC, Barclays und Royal Bank of Scot-
land auf bis zu 5 Milliarden Pfund
(7,4 Milliarden Franken), wie Analysten
schätzen. Zugleich plädiert die Vickers-
Kommission dafür, dass systemrelevante
Banken weltweit ein hartes Kernkapital
(bestehend aus Aktienkapital und einbe-
haltenen Gewinnen) von 10 Prozent hal-
ten sollen. Zum Vergleich: Das neue Re-

gelwerk «Basel III» verlangt bis 2019 ein
hartes Kernkapital von minimal 7 Pro-
zent, wobei für die systemrelevanten In-
stitute eine noch zu bestimmende zu-
sätzliche Quote hinzukommen dürfte.

Keine radikalen Vorschläge
Die Kommissionsvorschläge gehen nicht
so weit, wie die britischen Geldhäuser
und ihre Lobbyisten im Vorfeld befürch-
tet hatten. So sieht die Kommission von
einer regelrechten Aufspaltung der Uni-
versalbanken in ein Grosskunden- und
Investmentbanking-Institut einerseits
und eine Retail-Bank anderseits ab. Sie
empfiehlt der britischen Regierung auch
kein (Holding-)Modell, bei dem die ver-
schiedenen Aktivitätsfelder einer Bank
wie Retailbanking, Investmentbanking
und Vermögensverwaltung in einzelnen
Einheiten zusammengefasst und separat
kapitalisiert werden.

Vor allem HSBC und Barclays hatten
für den Fall solch tief greifender Re-
strukturierungen mehr oder weniger
deutlich gedroht, ihre Konzernzentralen
von der Londoner City nach Hongkong
respektive New York zu verlegen. Die
Royal Bank of Scotland, die in der Fi-
nanzkrise mit öffentlichen Mitteln vor
dem Zusammenbruch gerettet werden
musste und nun zu 84 Prozent in Staats-
besitz ist, hielt sich zurück.

Die von der Vickers-Kommission be-
vorzugte Lösung, einzig das Retailbank-
ing - das namentlich die Kundeneinla-
gen, die Kreditvergabe an Unternehmen
und den Zahlungsverkehr umfasst - mit
einer speziellen Brandmauer in Form
eines zusätzlichen Kapitalpuffers abzu-
schirmen, bietet den Banken mehr Fle-
xibilität beim Kapitaltransfer. Sofern die
Geldhäuser die zehnprozentige Kapital-
limite für die Retail-Einheit erfüllen,

können sie ihre Eigenmittel beliebig in-
nerhalb des Konzerns verschieben.
Skepsis in der Schweiz
Die Kommission hält in ihrem Zwischen-
bericht weiter fest, dass es für das Inter-
banken- und Investmentbanking-Ge-
schäft der britischen Finanzhäuser kei-
ner über «Basel III» hinausgehenden Ka-
pitalvorschriften bedarf - vorausgesetzt
für diese Aktivitäten bestehen glaubwür-
dige Abwicklungspläne, die im Krisen-
fall umgesetzt werden könnten.

Manuel Ammann, Leiter des Schwei-
zerischen Instituts für Banken und Fi-
nanzen der Universität St. Gallen, äus-
sert sich skeptisch gegenüber dem Lö-
sungsansatz der britischen Kommission.
Gerate eine Bank in einem Geschäftsbe-
reich in Schieflage, sei die Gefahr gross,
dass die anderen Aktivitäten rasch ange-
steckt würden. Einen einzelnen Bereich
oder alle Bereiche (wie beim Holding-
modell) mit separaten Kapitalvorgaben
zu schützen und die Probleme so gleich-
sam zu isolieren, ist laut Ammann eine
«allzu juristisch-statische Sicht», die mit
der ökonomischen Realität - «der rasch
zunehmenden Gefahr eines Runs auf die
Bank» - wenig gemein habe.

Aus diesem Grund hält der St. Galler
Bankenprofessor den von der Schweizer
Finanzaufsehern verfolgten Weg, den
hiesigen Grossbanken deutlich über «Ba-
sel III» hinausgehende Kapitalvorschrif-
ten aufzuerlegen und dafür auch beding-
tes Fremdkapital (sogenannte Cocos)
vorzusehen, für den vielversprechende-
ren Weg.

Die Vickers-Kommission wird nun bis
September ihren Schlussbericht verfas-
sen - und die britische Finanzindustrie
gewiss nichts unversucht lassen, um de-
ren Empfehlungen zu verwässern.
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